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Entscheidungsdatum

31.03.2016

Norm

B-VG Art.133 Abs4

MOG 2007 §6

MOG 2007 §8i

VwGVG §24 Abs4

VwGVG §28 Abs1

VwGVG §28 Abs2

1. B-VG Art. 133 heute

2. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.2019 bis 24.05.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 138/2017

3. B-VG Art. 133 gültig ab 01.01.2019 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 22/2018

4. B-VG Art. 133 gültig von 25.05.2018 bis 31.12.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 22/2018

5. B-VG Art. 133 gültig von 01.08.2014 bis 24.05.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 164/2013

6. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.2014 bis 31.07.2014 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 51/2012

7. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.2004 bis 31.12.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 100/2003

8. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.1975 bis 31.12.2003 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 444/1974

9. B-VG Art. 133 gültig von 25.12.1946 bis 31.12.1974 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 211/1946

10. B-VG Art. 133 gültig von 19.12.1945 bis 24.12.1946 zuletzt geändert durch StGBl. Nr. 4/1945

11. B-VG Art. 133 gültig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

1. VwGVG § 24 heute

2. VwGVG § 24 gültig ab 01.01.2019 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 138/2017

3. VwGVG § 24 gültig von 01.01.2017 bis 31.12.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 24/2017

4. VwGVG § 24 gültig von 01.01.2014 bis 31.12.2016

1. VwGVG § 28 heute

2. VwGVG § 28 gültig ab 01.01.2019 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 138/2017

3. VwGVG § 28 gültig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

1. VwGVG § 28 heute

2. VwGVG § 28 gültig ab 01.01.2019 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 138/2017

3. VwGVG § 28 gültig von 01.01.2014 bis 31.12.2018
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W133 2100715-1/3E

IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Natascha GRUBER über die Beschwerde von XXXX, gegen

den Bescheid der Agrarmarkt Austria (AMA) vom 14.11.2013, AZ II/7-EBP/09-120308247, betreDend Einheitliche

Betriebsprämie 2009, zu Recht erkannt:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Natascha GRUBER

über die Beschwerde von römisch 40 , gegen den Bescheid der Agrarmarkt Austria (AMA) vom 14.11.2013, AZ II/7-

EBP/09-120308247, betreffend Einheitliche Betriebsprämie 2009, zu Recht erkannt:

A)

Die Beschwerde wird gemäß § 28 Abs. 2 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz abgewiesen.Die Beschwerde wird

gemäß Paragraph 28, Absatz 2, Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz abgewiesen.

B)

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig.Die Revision ist gemäß Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht

zulässig.

Text

ENTSCHEIDUNGSGRÜNDE:

I. Verfahrensgang:römisch eins. Verfahrensgang:

Die Beschwerdeführerin stellte für das Antragsjahr 2009 einen Mehrfachantrag-Flächen und beantragte unter anderem

die Gewährung der Einheitlichen Betriebsprämie für das Antragsjahr 2009 für in den Beilagen Flächenbogen und

Flächennutzung näher konkretisierte Flächen. Die Beschwerdeführerin ist Auftreiberin auf die Alm mit der BNr. XXXX,

für die durch deren Bewirtschafter ebenfalls ein Mehrfachantrag gestellt wurde.Die Beschwerdeführerin stellte für das

Antragsjahr 2009 einen Mehrfachantrag-Flächen und beantragte unter anderem die Gewährung der Einheitlichen

Betriebsprämie für das Antragsjahr 2009 für in den Beilagen Flächenbogen und Flächennutzung näher konkretisierte

Flächen. Die Beschwerdeführerin ist Auftreiberin auf die Alm mit der BNr. römisch 40 , für die durch deren

Bewirtschafter ebenfalls ein Mehrfachantrag gestellt wurde.

Mit Bescheid der AMA vom 30.12.2009, AZ II/7-EBP/09-104612612, wurde der Beschwerdeführerin für das Antragsjahr

2009 eine Betriebsprämie in Höhe von EUR 1.933,04 gewährt. Dabei wurden 22,27 zugewiesene Lächenbezogene

Zahlungsansprüche, eine beantragte Fläche von 20,18 ha und eine ermittelte Fläche im Ausmaß von 20,18 ha zugrunde

gelegt.

Am 15.11.2012 wurde der Almbewirtschafter der XXXX, in der Person des Vertretungsbevollmächtigten der

Agrargemeinschaft XXXX, bei der zuständigen Bezirksbauernkammer vorstellig und beantragte eine Reduktion der für

das Jahr 2009 beantragten AlmfutterLäche von 62,66 auf 49,92 ha.Am 15.11.2012 wurde der Almbewirtschafter der

römisch 40 , in der Person des Vertretungsbevollmächtigten der Agrargemeinschaft römisch 40 , bei der zuständigen

Bezirksbauernkammer vorstellig und beantragte eine Reduktion der für das Jahr 2009 beantragten AlmfutterLäche von

62,66 auf 49,92 ha.

Am 21.08.2013 wurde auf der XXXX eine Vor-Ort-Kontrolle durchgeführt, bei der festgestellt wurde, dass im Jahr 2009

die AlmfutterLäche nur 46,67 ha betrug, was für die Alm eine DiDerenz von 3,25 ha, für die Beschwerdeführerin selbst

eine anteilige FlächendiDerenz in Höhe von 0,32 ha bedeutet.Am 21.08.2013 wurde auf der römisch 40 eine Vor-Ort-

Kontrolle durchgeführt, bei der festgestellt wurde, dass im Jahr 2009 die AlmfutterLäche nur 46,67 ha betrug, was für

die Alm eine DiDerenz von 3,25 ha, für die Beschwerdeführerin selbst eine anteilige FlächendiDerenz in Höhe von 0,32

ha bedeutet.

Mit angefochtenem Abänderungsbescheid vom 14.11.2013 wurde der Beschwerdeführerin aufgrund des Ergebnisses

der Vor-Ort-Kontrolle für das Antragsjahr 2009 eine Betriebsprämie in Höhe von EUR 1.769,24 gewährt und eine

Rückforderung von EUR 163,80 ausgesprochen, wobei 22,27 Lächenbezogene Zahlungsansprüche, eine beantragte

Fläche von 18,79 ha und eine ermittelte Fläche im Ausmaß von 18,47 ha zugrunde gelegt wurden. Begründend wird

darin ausgeführt, es würden für FutterLächen auf Almen bzw Weiden die im Rahmen AMA interner Überprüfungen



oder einer Vor-Ort-Kontrolle festgestellten beihilfefähigen Flächen bzw aufgetriebenen Tiere für die Auszahlung

berücksichtigt. Anlässlich der Vor-Ort-Kontrolle vom 21.08.2013 seien Flächenabweichungen bis höchstens 3% und

maximal 2 ha festgestellt worden.

Gegen diesen Bescheid erhob die Beschwerdeführerin fristgerecht Berufung (nunmehr: als Beschwerde bezeichnet).

Darin wird zusammengefasst ausgeführt, die Beschwerdeführerin treibe seit mehr als zehn Jahren Tiere auf diese Alm

auf. Daher sei ihr die Alm hinsichtlich der vorhandenen AlmfutterLächen durch wiederholte persönliche Begehung und

persönliche Kontrolle der FutterLächen bekannt. An der überhöhten Beantragung von FutterLächen treDe sie kein

Verschulden. Die Antragstellung sei durch den Almbewirtschafter erfolgt. Dieser gelte nach der Rechtsprechung des

Verwaltungsgerichtshofes als Verwalter und Prozessbevollmächtigter des Almauftreibers. Eines anderen Verwalters

habe sich die Beschwerdeführerin nicht bedienen können, auch sei es ihr nicht möglich gewesen, selbst die

FutterLächen zu beantragen, da es diesbezüglich kein Verfahren gebe. Sie sei daher gezwungen gewesen, sich des

Almbewirtschafters zu bedienen, um die FutterLächen zu beantragen. Selbst wenn es ihr möglich gewesen wäre, die

FutterLäche selbst zu beantragen, hätte sie den Almbewirtschafter bevollmächtigt, da dieser die örtlichen Verhältnisse

wesentlich besser kenne als die Beschwerdeführerin und sich auch immer als fähig, sorgfältig und verlässlich gezeigt

habe. Sie habe die Bedingungen und Voraussetzungen für die Antragstellung mehrmals mit diesem besprochen und

Auskünfte von ihm verlangt. Der Almbewirtschafter habe sorgfältig digitalisiert und seine Angaben seien schlüssig und

nachvollziehbar gewesen. Zu einer systematischen und vollständigen Überprüfung seiner Angaben und

Vertretungshandlungen sei sie rechtlich nicht verpLichtet. Zwar müsse sie sich als Almauftreiber die Handlungen des

Almbewirtschafters zurechnen lassen, hinsichtlich des Verschuldens als subjektiv vorwerfbares Verhalten müsse

jedoch für sie als Almauftreiber im Vergleich zum Almbewirtschafter ein abgestufter Sorgfaltsmaßstab gelten. Ein

allfälliges Verschulden ihres Vertreters könne nicht zu einer Bestrafung der Beschwerdeführerin durch die Anwendung

der Kürzungs- und Ausschlussvorschriften führen. Im Beschwerdefall habe sich auch durch die Änderung des

Messsystems ohne Veränderungen des Naturzustandes und ohne Änderungen der Bewirtschaftungsverhältnisse die

relevante FutterLäche geändert. Es könne daher den Antragsteller kein Verschulden treDen, wenn die Behörde falsche

Messsysteme verwende. Änderten sich die Messsysteme bzw. die Messgenauigkeit und damit im Einzelfall die

Berechnung der relevanten Tatsachen, dann sei Art. 80 Abs. 3 der Verordnung 1122/2009 ebenfalls anwendbar, weil in

diesem Fall der Behörde auf der Grundlage der früheren unzuverlässigeren Messmethode ein Irrtum unterlaufen sei,

welcher nicht dem Antragsteller angelastet werden könne. Weiters sei die RückzahlungsverpLichtung verjährt, da die

Zahlung für das Antragsjahr 2009 zu 70 % bereits am 28.10.2009 erfolgt sei, der Abänderungsbescheid, mit dem die

Sanktionen ausgesprochen worden seien, sei ihr jedoch am 18.11.2013 zugestellt worden. Zu diesem Zeitpunkt seien

die vier Jahre bereits abgelaufen und Kürzungen und Ausschlüsse somit nicht zu verhängen gewesen. Weiters habe die

belangte Behörde ein mangelhaftes Ermittlungsverfahren durchgeführt, da die Vor-Ort-Kontrolle nicht im Vorhinein

erfolgt sei. Selbst wenn der Beschwerdeführerin ein fahrlässiges Verhalten zu unterstellen wäre, sei die verhängte

Sanktion unangemessen hoch und stehe in einem extremen Missverhältnis zu einem allfälligen Fehlverhalten

ihrerseits, welches jedoch tatsächlich nicht vorliege. Die Sanktion sei daher nach der ständigen Rechtsprechung des

VfGH gleichheitswidrig. Der angefochtene Bescheid leide daher an wesentlichen Verfahrens-und Begründungsmängeln

sowie an inhaltlicher Rechtswidrigkeit.Gegen diesen Bescheid erhob die Beschwerdeführerin fristgerecht Berufung

(nunmehr: als Beschwerde bezeichnet). Darin wird zusammengefasst ausgeführt, die Beschwerdeführerin treibe seit

mehr als zehn Jahren Tiere auf diese Alm auf. Daher sei ihr die Alm hinsichtlich der vorhandenen AlmfutterLächen

durch wiederholte persönliche Begehung und persönliche Kontrolle der FutterLächen bekannt. An der überhöhten

Beantragung von FutterLächen treDe sie kein Verschulden. Die Antragstellung sei durch den Almbewirtschafter erfolgt.

Dieser gelte nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes als Verwalter und Prozessbevollmächtigter des

Almauftreibers. Eines anderen Verwalters habe sich die Beschwerdeführerin nicht bedienen können, auch sei es ihr

nicht möglich gewesen, selbst die FutterLächen zu beantragen, da es diesbezüglich kein Verfahren gebe. Sie sei daher

gezwungen gewesen, sich des Almbewirtschafters zu bedienen, um die Futterflächen zu beantragen. Selbst wenn es ihr

möglich gewesen wäre, die FutterLäche selbst zu beantragen, hätte sie den Almbewirtschafter bevollmächtigt, da

dieser die örtlichen Verhältnisse wesentlich besser kenne als die Beschwerdeführerin und sich auch immer als fähig,

sorgfältig und verlässlich gezeigt habe. Sie habe die Bedingungen und Voraussetzungen für die Antragstellung

mehrmals mit diesem besprochen und Auskünfte von ihm verlangt. Der Almbewirtschafter habe sorgfältig digitalisiert

und seine Angaben seien schlüssig und nachvollziehbar gewesen. Zu einer systematischen und vollständigen

Überprüfung seiner Angaben und Vertretungshandlungen sei sie rechtlich nicht verpLichtet. Zwar müsse sie sich als



Almauftreiber die Handlungen des Almbewirtschafters zurechnen lassen, hinsichtlich des Verschuldens als subjektiv

vorwerfbares Verhalten müsse jedoch für sie als Almauftreiber im Vergleich zum Almbewirtschafter ein abgestufter

Sorgfaltsmaßstab gelten. Ein allfälliges Verschulden ihres Vertreters könne nicht zu einer Bestrafung der

Beschwerdeführerin durch die Anwendung der Kürzungs- und Ausschlussvorschriften führen. Im Beschwerdefall habe

sich auch durch die Änderung des Messsystems ohne Veränderungen des Naturzustandes und ohne Änderungen der

Bewirtschaftungsverhältnisse die relevante FutterLäche geändert. Es könne daher den Antragsteller kein Verschulden

treDen, wenn die Behörde falsche Messsysteme verwende. Änderten sich die Messsysteme bzw. die Messgenauigkeit

und damit im Einzelfall die Berechnung der relevanten Tatsachen, dann sei Artikel 80, Absatz 3, der Verordnung 1122

aus 2009, ebenfalls anwendbar, weil in diesem Fall der Behörde auf der Grundlage der früheren unzuverlässigeren

Messmethode ein Irrtum unterlaufen sei, welcher nicht dem Antragsteller angelastet werden könne. Weiters sei die

RückzahlungsverpLichtung verjährt, da die Zahlung für das Antragsjahr 2009 zu 70 % bereits am 28.10.2009 erfolgt sei,

der Abänderungsbescheid, mit dem die Sanktionen ausgesprochen worden seien, sei ihr jedoch am 18.11.2013

zugestellt worden. Zu diesem Zeitpunkt seien die vier Jahre bereits abgelaufen und Kürzungen und Ausschlüsse somit

nicht zu verhängen gewesen. Weiters habe die belangte Behörde ein mangelhaftes Ermittlungsverfahren durchgeführt,

da die Vor-Ort-Kontrolle nicht im Vorhinein erfolgt sei. Selbst wenn der Beschwerdeführerin ein fahrlässiges Verhalten

zu unterstellen wäre, sei die verhängte Sanktion unangemessen hoch und stehe in einem extremen Missverhältnis zu

einem allfälligen Fehlverhalten ihrerseits, welches jedoch tatsächlich nicht vorliege. Die Sanktion sei daher nach der

ständigen Rechtsprechung des VfGH gleichheitswidrig. Der angefochtene Bescheid leide daher an wesentlichen

Verfahrens-und Begründungsmängeln sowie an inhaltlicher Rechtswidrigkeit.

Der Beschwerde wurde am 03.02.2014 eine Bestätigung der zuständigen Bezirksbauernkammer vom 31.01.2014

nachgereicht, wonach im vorliegenden Fall die Fläche im Rahmen einer erfolgten amtlichen Ermittlung nach bestem

Wissen und Gewissen auf Basis des Almleitfadens nach den Vorgaben der Kammer ermittelt worden sei und die

Flächenabweichungen dem Landwirt und der Bezirksbauernkammer nicht erkennbar gewesen seien.

Am 17.06.2014 wurde eine Erklärung des Auftreibers gemäß § 8 i MOG nachgereicht und um Berücksichtigung dieser

Erklärung für das Antragsjahr 2009 ersucht.Am 17.06.2014 wurde eine Erklärung des Auftreibers gemäß Paragraph 8, i

MOG nachgereicht und um Berücksichtigung dieser Erklärung für das Antragsjahr 2009 ersucht.

II. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:römisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

1. Feststellungen:

Die Beschwerdeführerin stellte für das Antragsjahr 2009 einen Mehrfachantrag-Flächen und beantragte unter anderem

die Gewährung der Einheitlichen Betriebsprämie für das Antragsjahr 2009 für in den Beilagen Flächenbogen und

Flächennutzung näher konkretisierte Flächen. Die Beschwerdeführerin ist Auftreiberin auf die Alm mit der BNr. XXXX,

für die durch deren Bewirtschafter ebenfalls ein Mehrfachantrag gestellt wurde.Die Beschwerdeführerin stellte für das

Antragsjahr 2009 einen Mehrfachantrag-Flächen und beantragte unter anderem die Gewährung der Einheitlichen

Betriebsprämie für das Antragsjahr 2009 für in den Beilagen Flächenbogen und Flächennutzung näher konkretisierte

Flächen. Die Beschwerdeführerin ist Auftreiberin auf die Alm mit der BNr. römisch 40 , für die durch deren

Bewirtschafter ebenfalls ein Mehrfachantrag gestellt wurde.

Am 21.08.2013 wurde auf der XXXX eine Vor-Ort-Kontrolle durchgeführt, bei der festgestellt wurde, dass im Jahr 2009

die AlmfutterLäche nur 46,67 ha betrug, was für die Alm eine DiDerenz von 3,25 ha, für die Beschwerdeführerin selbst

eine anteilige FlächendiDerenz in Höhe von 0,32 ha bedeutet. Anlässlich der Vor-Ort-Kontrolle vom 21.08.2013 wurden

somit betreDend die Beschwerdeführerin Flächenabweichungen bis höchstens 3% und maximal 2 ha festgestellt.Am

21.08.2013 wurde auf der römisch 40 eine Vor-Ort-Kontrolle durchgeführt, bei der festgestellt wurde, dass im Jahr 2009

die AlmfutterLäche nur 46,67 ha betrug, was für die Alm eine DiDerenz von 3,25 ha, für die Beschwerdeführerin selbst

eine anteilige FlächendiDerenz in Höhe von 0,32 ha bedeutet. Anlässlich der Vor-Ort-Kontrolle vom 21.08.2013 wurden

somit betreffend die Beschwerdeführerin Flächenabweichungen bis höchstens 3% und maximal 2 ha festgestellt.

Mit angefochtenem Abänderungsbescheid vom 14.11.2013 wurde der Beschwerdeführerin aufgrund des Ergebnisses

der Vor-Ort-Kontrolle für das Antragsjahr 2009 eine Betriebsprämie in Höhe von EUR 1.769,24 gewährt und eine

Rückforderung von EUR 163,80 ausgesprochen, wobei 22,27 Lächenbezogene Zahlungsansprüche, eine beantragte

Fläche von 18,79 ha und eine ermittelte Fläche im Ausmaß von 18,47 ha, was somit eine FlächendiDerenz in Höhe von

0,32 ha bedeutet, zugrunde gelegt wurden.



Das im Rahmen der Vor-Ort-Kontrolle für das Antragsjahr 2009 festgestellte Flächenausmaß wird in der Beschwerde

nicht bestritten.

2. Beweiswürdigung:

Die im angefochtenem Abänderungsbescheid vom 14.11.2013 festgestellte DiDerenz zwischen beantragter Fläche und

ermittelter Fläche ergibt sich aus dem, im Akt erliegenden Ergebnis der Vor-Ort-Kontrolle auf der XXXX vom 21.08.2013,

das von der Beschwerdeführerin in ihrer Beschwerde nicht bestritten wurde und für sie eine anteilige DiDerenzLäche

von 0,32 ha ergeben hat.Die im angefochtenem Abänderungsbescheid vom 14.11.2013 festgestellte Differenz zwischen

beantragter Fläche und ermittelter Fläche ergibt sich aus dem, im Akt erliegenden Ergebnis der Vor-Ort-Kontrolle auf

der römisch 40 vom 21.08.2013, das von der Beschwerdeführerin in ihrer Beschwerde nicht bestritten wurde und für

sie eine anteilige Differenzfläche von 0,32 ha ergeben hat.

3. Rechtliche Beurteilung:

Zu Spruchteil A)

3.1. Rechtsgrundlagen:

Art. 19 Abs. 1 sowie 33 bis 35 und 37 der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 des Rates vom 19.01.2009 mit gemeinsamen

Regeln für Direktzahlungen im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten Stützungsregelungen für

Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe und zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 1290/2005, (EG) Nr. 247/2006, (EG)

Nr. 378/2007 sowie zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003, ABl. L 30 vom 31.01.2009, S. 16, (VO (EG)

73/2009), lauten auszugsweise:Artikel 19, Absatz eins, sowie 33 bis 35 und 37 der Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009, des

Rates vom 19.01.2009 mit gemeinsamen Regeln für Direktzahlungen im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik und

mit bestimmten Stützungsregelungen für Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe und zur Änderung der Verordnungen

(EG) Nr. 1290 aus 2005,, (EG) Nr. 247 aus 2006,, (EG) Nr. 378 aus 2007, sowie zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr.

1782 aus 2003,, Amtsblatt L 30 vom 31.01.2009, S. 16, (VO (EG) 73 aus 2009,), lauten auszugsweise:

"Artikel 19

Beihilfeanträge

(1) Jeder Betriebsinhaber muss für die Direktzahlungen jedes Jahr einen Antrag einreichen, der gegebenenfalls

folgende Angaben enthält:

a) alle landwirtschaftlichen Parzellen des Betriebs und im Fall der Anwendung von Artikel 15 Absatz 3 die Anzahl und

den Standort der Ölbäume auf der Parzelle,

b) die für die Aktivierung gemeldeten Zahlungsansprüche,

c) alle sonstigen Angaben, die in dieser Verordnung oder von dem betreffenden Mitgliedstaat vorgesehen sind."

"Artikel 33

Zahlungsansprüche

(1) Betriebsinhaber können die Betriebsprämienregelung in Anspruch nehmen, wenn sie

a) Zahlungsansprüche besitzen, die sie gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 erhalten haben;a)

Zahlungsansprüche besitzen, die sie gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1782 aus 2003, erhalten haben;

b) Zahlungsansprüche im Rahmen der vorliegenden Verordnung [...],

erhalten haben. [...]."

"Artikel 34

Aktivierung von Zahlungsansprüchen je beihilfefähige Hektarfläche

(1) Eine Stützung im Rahmen der Betriebsprämienregelung wird den Betriebsinhabern bei Aktivierung eines

Zahlungsanspruchs je beihilfefähige HektarLäche gewährt. Bei aktivierten Zahlungsansprüchen besteht Anspruch auf

die Zahlung der darin festgesetzten Beträge.

(2) Im Sinne dieses Titels bezeichnet der Ausdruck "beihilfefähige Hektarfläche"



a) jede landwirtschaftliche Fläche des Betriebs und jede Fläche mit Niederwald mit Kurzumtrieb (KN-Code ex060290

41), die für eine landwirtschaftliche Tätigkeit genutzt wird, oder, wenn die Fläche auch für nichtlandwirtschaftliche

Tätigkeiten genutzt wird, hauptsächlich für eine landwirtschaftliche Tätigkeit genutzt wird,

[...]."

"Artikel 35

Meldung der beihilfefähigen Hektarflächen

(1) Der Betriebsinhaber meldet die Parzellen an, die der beihilfefähigen HektarLäche für jeden Zahlungsanspruch

entsprechen. Außer im Falle höherer Gewalt oder außergewöhnlicher Umstände müssen diese Parzellen dem

Betriebsinhaber zu einem vom Mitgliedstaat festzusetzenden Zeitpunkt zur Verfügung stehen, der jedoch nicht nach

dem in demselben Mitgliedstaat für die Änderung des Beihilfeantrags festgesetzten Zeitpunkt liegen darf.

(2) Die Mitgliedstaaten können unter ordnungsgemäß begründeten Umständen den Betriebsinhaber ermächtigen,

seine Anmeldung zu ändern, sofern er die seinen Zahlungsansprüchen und den Bedingungen für die Gewährung der

einheitlichen Betriebsprämie für die betreffende Fläche entsprechende Hektarzahl einhält."

"Artikel 37

Mehrfachanträge

Für die beihilfefähige HektarLäche, für die ein Antrag auf Zahlung der einheitlichen Betriebsprämie gestellt wurde,

kann ein Antrag auf alle anderen Direktzahlungen sowie alle anderen nicht unter diese Verordnung fallenden Beihilfen

gestellt werden, sofern in der vorliegenden Verordnung nichts anderes vorgesehen ist."

Art. 11, 21, 22, 68 und 73 der Verordnung (EG) Nr. 796/2004 der Kommission vom 21.04.2004 mit

Durchführungsbestimmungen zur Einhaltung anderweitiger VerpLichtungen, zur Modulation und zum integrierten

Verwaltungs- und Kontrollsystem gemäß den Verordnungen (EG) Nr. 1782/2003 und (EG) Nr. 73/2009 des Rates sowie

mit Durchführungsbestimmungen zur Einhaltung anderweitiger VerpLichtungen gemäß der Verordnung (EG) Nr.

479/2008 des Rates, ABl. L 141 vom 30.4.2004, S. 18, (VO (EG) 796/2004), lauten auszugsweise:Artikel 11, 21, 22, 68 und

73 der Verordnung (EG) Nr. 796 aus 2004, der Kommission vom 21.04.2004 mit Durchführungsbestimmungen zur

Einhaltung anderweitiger VerpLichtungen, zur Modulation und zum integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystem

gemäß den Verordnungen (EG) Nr. 1782 aus 2003, und (EG) Nr. 73 aus 2009, des Rates sowie mit

Durchführungsbestimmungen zur Einhaltung anderweitiger VerpLichtungen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 479 aus

2008, des Rates, Amtsblatt L 141 vom 30.4.2004, S. 18, (VO (EG) 796 aus 2004,), lauten auszugsweise:

"Artikel 11

Einreichung des Sammelantrags

(1) Ein Betriebsinhaber kann im Rahmen der Lächenbezogenen Beihilferegelungen nur einen Sammelantrag pro Jahr

einreichen. [...]

(2) Der Sammelantrag ist bis zu einem von den Mitgliedstaaten auf spätestens 15. Mai des Jahres festzusetzenden

Termin einzureichen. Estland, Lettland, Litauen, Finnland und Schweden können den Termin auf spätestens 15. Juni

festsetzen. [...]."

"Artikel 21

Verspätete Einreichung

[...] Beträgt die Verspätung mehr als 25 Kalendertage, so ist der Antrag als unzulässig anzusehen. [...]"

"Artikel 22

Rücknahme von Beihilfeanträgen

(1) Ein Beihilfeantrag kann jederzeit schriftlich ganz oder teilweise zurückgenommen werden. [...]

(2) Rücknahmen nach Absatz 1 versetzen den Antragsteller wieder in die Situation, in der er sich vor Einreichung des

betreffenden Antrags oder Antragsteils befand."

"Artikel 68



Ausnahmen von der Anwendung der Kürzungen und Ausschlüsse

1. Die in Kapitel I vorgesehenen Kürzungen und Ausschlüsse Unden keine Anwendung, wenn der Betriebsinhaber

sachlich richtige Angaben vorgelegt hat oder auf andere Weise belegen kann, dass ihn keine Schuld triDt.1. Die in

Kapitel römisch eins vorgesehenen Kürzungen und Ausschlüsse Unden keine Anwendung, wenn der Betriebsinhaber

sachlich richtige Angaben vorgelegt hat oder auf andere Weise belegen kann, dass ihn keine Schuld trifft.

2. Die in Kapitel I vorgesehenen Kürzungen und Ausschlüsse Unden keine Anwendung auf die betreDenden Teile des

Beihilfeantrags, wenn der Betriebsinhaber die zuständige Behörde schriftlich darüber informiert, dass der

Beihilfeantrag fehlerhaft ist oder seit Einreichung fehlerhaft geworden ist, es sei denn, der Betriebsinhaber hat von der

Absicht der zuständigen Behörde Kenntnis erlangt, bei ihm eine Vor-Ort-Kontrolle durchzuführen, oder die zuständige

Behörde hat den Betriebsinhaber bereits über Unregelmäßigkeiten in Bezug auf den Beihilfeantrag unterrichtet.2. Die

in Kapitel römisch eins vorgesehenen Kürzungen und Ausschlüsse Unden keine Anwendung auf die betreDenden Teile

des Beihilfeantrags, wenn der Betriebsinhaber die zuständige Behörde schriftlich darüber informiert, dass der

Beihilfeantrag fehlerhaft ist oder seit Einreichung fehlerhaft geworden ist, es sei denn, der Betriebsinhaber hat von der

Absicht der zuständigen Behörde Kenntnis erlangt, bei ihm eine Vor-Ort-Kontrolle durchzuführen, oder die zuständige

Behörde hat den Betriebsinhaber bereits über Unregelmäßigkeiten in Bezug auf den Beihilfeantrag unterrichtet.

Die nach Unterabsatz 1 erfolgte Mitteilung des Betriebsinhabers führt zu einer Anpassung des Beihilfeantrags an die

tatsächliche Situation."

"Artikel 73

Rückforderung zu Unrecht gezahlter Beträge

(1) Bei zu Unrecht gezahlten Beträgen ist der Betriebsinhaber zur Rückzahlung dieser Beträge zuzüglich der gemäß

Absatz 3 berechneten Zinsen verpflichtet. [...].

(4) Die VerpLichtung zur Rückzahlung gemäß Absatz 1 gilt nicht, wenn die Zahlung auf einen Irrtum der zuständigen

Behörde oder einer anderen Behörde zurückzuführen ist, der vom Betriebsinhaber billigerweise nicht erkannt werden

konnte.

Bezieht sich der Irrtum auf Tatsachen, die für die Berechnung der betreDenden Zahlung relevant sind, so gilt

Unterabsatz 1 nur, wenn der Rückforderungsbescheid nicht innerhalb von zwölf Monaten nach der Zahlung

übermittelt worden ist. [...]."

Art. 3 der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2988/95 des Rates vom 18. Dezember 1995 über den Schutz der Unanziellen

Interessen der Europäischen Gemeinschaften lautet:Artikel 3, der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2988/95 des Rates

vom 18. Dezember 1995 über den Schutz der finanziellen Interessen der Europäischen Gemeinschaften lautet:

"Artikel 3

(1) Die Verjährungsfrist für die Verfolgung beträgt vier Jahre ab Begehung der Unregelmäßigkeit nach Artikel 1 Absatz

1. Jedoch kann in den sektorbezogenen Regelungen eine kürzere Frist vorgesehen werden, die nicht weniger als drei

Jahre betragen darf.

Bei andauernden oder wiederholten Unregelmäßigkeiten beginnt die Verjährungsfrist an dem Tag, an dem die

Unregelmäßigkeit beendet wird. Bei den mehrjährigen Programmen läuft die Verjährungsfrist auf jeden Fall bis zum

endgültigen Abschluß des Programms.

Die Verfolgungsverjährung wird durch jede der betreDenden Person zur Kenntnis gebrachte Ermittlungs- oder

Verfolgungshandlung der zuständigen Behörde unterbrochen. Nach jeder eine Unterbrechung bewirkenden Handlung

beginnt die Verjährungsfrist von neuem.

Die Verjährung tritt jedoch spätestens zu dem Zeitpunkt ein, zu dem eine Frist, die doppelt so lang ist wie die

Verjährungsfrist, abläuft, ohne daß die zuständige Behörde eine Sanktion verhängt hat; ausgenommen sind die Fälle,

in denen das Verwaltungsverfahren gemäß Artikel 6 Absatz 1 ausgesetzt worden ist."

3.2. Daraus folgt für die eingebrachte Beschwerde:



Im vorliegenden Fall wurde im Hinblick auf das Antragsjahr 2009 eine DiDerenz zwischen beantragter und ermittelter

Fläche von höchstens 3 % oder maximal 2 ha festgestellt. Sie ist zur Gänze auf FlächendiDerenzen auf der betroDenen

Alm zurückzuführen.

Aus diesem Grund war der Auszahlungsbetrag gemäß Art. 50 VO (EG) 796/2004 auf der Grundlage der ermittelten

Fläche zu berechnen, was im angefochtenen Bescheid auch erfolgte. Eine Sanktion, wie sie Art. 51 dieser Verordnung

vorsieht, wurde im angefochtenen Bescheid nicht ausgesprochen und war wegen der geringen FlächendiDerenz auch

nicht zu verhängen. Somit ist durch das erkennende Gericht nicht auf jene Ausführungen der Beschwerde einzugehen,

welche sich mit dem Verschulden bzw mangelndem Verschulden der Antragstellerin und somit mit der - nicht

verhängten - Sanktion befassen.Aus diesem Grund war der Auszahlungsbetrag gemäß Artikel 50, VO (EG) 796 aus 2004,

auf der Grundlage der ermittelten Fläche zu berechnen, was im angefochtenen Bescheid auch erfolgte. Eine Sanktion,

wie sie Artikel 51, dieser Verordnung vorsieht, wurde im angefochtenen Bescheid nicht ausgesprochen und war wegen

der geringen FlächendiDerenz auch nicht zu verhängen. Somit ist durch das erkennende Gericht nicht auf jene

Ausführungen der Beschwerde einzugehen, welche sich mit dem Verschulden bzw mangelndem Verschulden der

Antragstellerin und somit mit der - nicht verhängten - Sanktion befassen.

Art. 58 VO (EU) 1306/2013 und ähnlich bisher Art. 9 der VO (EG) 1290/2005 verpLichten die Mitgliedstaaten, im Rahmen

der Gemeinsamen Agrarpolitik alle Rechts- und Verwaltungsvorschriften sowie alle sonstigen Maßnahmen zu erlassen,

um einen wirksamen Schutz der Unanziellen Interessen der Union zu gewährleisten, insbesondere auch zu Unrecht

gezahlte Beträge zuzüglich Zinsen wiedereinzuziehen und wenn notwendig entsprechende rechtliche Schritte

einzuleiten. Dies wurde auch in Art. 73 Abs. 1 VO (EG) 796/2004 festgelegt. Aus Vorgängerbestimmungen leitete der

Europäische Gerichtshof das unbedingte Gebot der Rückforderung von zu Unrecht gewährten Prämien, auch aus den

Vorjahren, ab (EuGH 19.11.2002, Rs C-304/00 Strawson (Farms) Ltd. und J.A. Gagg & Sons, Rn 64). Dies hat zur Folge,

dass aktuelle Kontrollergebnisse nicht unberücksichtigt bleiben dürfen. Auch der Verwaltungsgerichtshof hat zuletzt in

seinem Erkenntnis vom 09.09.2013, 2011/17/0216, neuerlich ausgesprochen, dass die Verwaltungsbehörden

insbesondere berechtigt und verpLichtet sind, die dem Unionsrecht entsprechenden Konsequenzen zu ziehen und die

Bescheide, mit denen die Betriebsprämien in einer bestimmten Höhe (aber entgegen dem Unionsrecht) zuerkannt

worden sind, abzuändern.Artikel 58, VO (EU) 1306 aus 2013, und ähnlich bisher Artikel 9, der VO (EG) 1290 aus 2005,

verpLichten die Mitgliedstaaten, im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik alle Rechts- und Verwaltungsvorschriften

sowie alle sonstigen Maßnahmen zu erlassen, um einen wirksamen Schutz der Unanziellen Interessen der Union zu

gewährleisten, insbesondere auch zu Unrecht gezahlte Beträge zuzüglich Zinsen wiedereinzuziehen und wenn

notwendig entsprechende rechtliche Schritte einzuleiten. Dies wurde auch in Artikel 73, Absatz eins, VO (EG) 796 aus

2004, festgelegt. Aus Vorgängerbestimmungen leitete der Europäische Gerichtshof das unbedingte Gebot der

Rückforderung von zu Unrecht gewährten Prämien, auch aus den Vorjahren, ab (EuGH 19.11.2002, Rs C-304/00

Strawson (Farms) Ltd. und J.A. Gagg & Sons, Rn 64). Dies hat zur Folge, dass aktuelle Kontrollergebnisse nicht

unberücksichtigt bleiben dürfen. Auch der Verwaltungsgerichtshof hat zuletzt in seinem Erkenntnis vom 09.09.2013,

2011/17/0216, neuerlich ausgesprochen, dass die Verwaltungsbehörden insbesondere berechtigt und verpflichtet sind,

die dem Unionsrecht entsprechenden Konsequenzen zu ziehen und die Bescheide, mit denen die Betriebsprämien in

einer bestimmten Höhe (aber entgegen dem Unionsrecht) zuerkannt worden sind, abzuändern.

Durchbrochen wird dieses Gebot durch den in Art. 73 Abs. 4 VO (EG) 796/2004 geregelten Grundsatz des

Vertrauensschutzes und durch den Entfall der Rückforderung, wenn ein Behördenirrtum vorliegt, der vom

Betriebsinhaber billigerweise nicht erkannt werden konnte. Es liegt jedoch kein Behördenirrtum vor, weil fehlerhafte

Flächenangaben in die Sphäre des Antragstellers fallen. Ausgehend von dem Grundsatz, dass den Antragsteller die

Verantwortung für die Richtigkeit der von ihm beantragten Flächenausmaße triDt, ist es an ihm gelegen, in

Zweifelsfällen die beihilfefähige Fläche selbst oder durch Beauftragte, allenfalls auch unter Beiziehung von

Sachverständigen zu ermitteln. Dies ist ständige Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes (vgl. VwGH 7.10.2013,

2013/17/0541). Dass die Beschwerdeführerin dahingehende besondere Anstrengungen unternommen hat, wurde von

ihr nicht belegt.Durchbrochen wird dieses Gebot durch den in Artikel 73, Absatz 4, VO (EG) 796 aus 2004, geregelten

Grundsatz des Vertrauensschutzes und durch den Entfall der Rückforderung, wenn ein Behördenirrtum vorliegt, der

vom Betriebsinhaber billigerweise nicht erkannt werden konnte. Es liegt jedoch kein Behördenirrtum vor, weil

fehlerhafte Flächenangaben in die Sphäre des Antragstellers fallen. Ausgehend von dem Grundsatz, dass den

Antragsteller die Verantwortung für die Richtigkeit der von ihm beantragten Flächenausmaße triDt, ist es an ihm
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gelegen, in Zweifelsfällen die beihilfefähige Fläche selbst oder durch Beauftragte, allenfalls auch unter Beiziehung von

Sachverständigen zu ermitteln. Dies ist ständige Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes vergleiche VwGH

7.10.2013, 2013/17/0541). Dass die Beschwerdeführerin dahingehende besondere Anstrengungen unternommen hat,

wurde von ihr nicht belegt.

Die Beschwerdebehauptung, es liege ein Irrtum der Behörde durch Änderung von Messsystem bzw Messgenauigkeit

vor, weil es ab dem Mehrfach-Antrag-Flächen 2010 zu einer Umstellung des Messsystems von dem bis dahin geltenden

System unter anderem mit 30 %-Schritten ("Almleitfaden 2000") zur verpLichtenden digitalen Flächenermittlung unter

anderem mit 10 %-Schritten gekommen sei, triDt nicht zu. Es triDt auch nicht zu, dass sich die relevante FutterLäche

allein durch die Änderung des Messsystems ohne Veränderungen des Naturzustandes und ohne Änderungen der

Bewirtschaftungsverhältnisse geändert habe:

Nach den oben angeführten Rechtsvorschriften ist nur die tatsächlich genutzte FutterLäche beihilfefähig. Mit Bäumen

bestandene Flächen können nur insoweit beantragt werden, als auf ihnen die Nutzung der FutterLäche unter

denselben Bedingungen möglich ist wie auf Flächen, die nicht baumbestanden sind. Zur Erleichterung der Berechnung

nach diesen beiden Kriterien stellte die AMA im Jahr 2000 einen Leitfaden zur Verfügung, der die Ermittlung der

FutterLäche auf Almen erleichtern sollte ("Almleitfaden"). In diesem Leitfaden wurde zur Erleichterung der Feststellung

des Überschirmungsgrades, also der unproduktiven Fläche unter Bäumen, eine Abschätzung in Prozentschritten

vorgeschlagen. Für die Feststellung der nach Abzug der überschirmten Flächen noch verbleibenden unproduktiven

Flächen, wie beispielsweise mit PLanzen bewachsene Flächen, die keine GrünfutterpLanzen sind, oder GeröllLächen

und Gewässer, wurde keine spezielle Vorgangsweise vorgeschlagen. Jeder Antragsteller blieb dennoch verpLichtet, nur

die beihilfefähigen Flächen zu beantragen. Darauf wurde im Almleitfaden auch hingewiesen (vgl. Pkt. 4 des

Almleitfadens "Praktische Ermittlung der AlmfutterLäche").Nach den oben angeführten Rechtsvorschriften ist nur die

tatsächlich genutzte FutterLäche beihilfefähig. Mit Bäumen bestandene Flächen können nur insoweit beantragt

werden, als auf ihnen die Nutzung der FutterLäche unter denselben Bedingungen möglich ist wie auf Flächen, die nicht

baumbestanden sind. Zur Erleichterung der Berechnung nach diesen beiden Kriterien stellte die AMA im Jahr 2000

einen Leitfaden zur Verfügung, der die Ermittlung der FutterLäche auf Almen erleichtern sollte ("Almleitfaden"). In

diesem Leitfaden wurde zur Erleichterung der Feststellung des Überschirmungsgrades, also der unproduktiven Fläche

unter Bäumen, eine Abschätzung in Prozentschritten vorgeschlagen. Für die Feststellung der nach Abzug der

überschirmten Flächen noch verbleibenden unproduktiven Flächen, wie beispielsweise mit PLanzen bewachsene

Flächen, die keine GrünfutterpLanzen sind, oder GeröllLächen und Gewässer, wurde keine spezielle Vorgangsweise

vorgeschlagen. Jeder Antragsteller blieb dennoch verpLichtet, nur die beihilfefähigen Flächen zu beantragen. Darauf

wurde im Almleitfaden auch hingewiesen vergleiche Pkt. 4 des Almleitfadens "Praktische Ermittlung der

Almfutterfläche").

Im Jahr 2010 stellte die AMA für die Berechnung des sogenannten NLN-Faktors (=nicht landwirtschaftliche NutzLäche)

zusätzlich ein Berechnungsmodell zur Verfügung, bei dem nach Abschätzung des Überschirmungsgrades die

Abschätzung der übrigen unproduktiven Fläche in 10 %-Schritten erfolgen konnte. Dies stellte die Zurverfügungstellung

eines zusätzlichen Hilfsmittels für die Antragsteller dar, aber keine Änderung eines Messsystems oder einer

Messgenauigkeit. Eine verbesserte Messgenauigkeit erfolgte naturgemäß mit der verpLichtenden Digitalisierung im

Jahr 2010 und erfolgt laufend mit der Verbesserung der Luftbildqualität. Inwiefern daraus der Beschwerdeführerin ein

Nachteil erwachsen ist, wäre aber in der Beschwerde konkret darzulegen gewesen. Die Beschwerde enthält auch keine

konkreten Angaben, bei welchen Schlägen sich Abweichungen ausschließlich durch den neuen NLN-Faktor ergeben

hätten. Die Ergebnisse der Vor-Ort-Kontrolle 2013 beruhen nicht (ausschließlich) auf einem verbesserten Luftbild,

sondern insbesondere auf einer Begutachtung der Alm vor Ort. Ein Irrtum der Behörde ist im Beschwerdefall nicht

erkennbar.

Daraus ergibt sich aber, dass die Beschwerdeführerin den ihr zu Unrecht gewährten Beihilfebetrag jedenfalls

zurückzuerstatten hat.

Daran ändert auch nichts, dass die fehlerhaften Flächenangaben nicht von der Beschwerdeführerin selbst, sondern

vom Almbewirtschafter in seinem Mehrfachantrag-Flächen gemacht wurden. Wie die Beschwerdeführerin in ihrer

Beschwerde samt Judikaturnachweis selbst anführt, ist der Almbewirtschafter Verwalter und Prozessbevollmächtigter

des Almauftreibers, der unter anderem auch zur Antragstellung für den Auftreiber bevollmächtigt ist. Seine

Handlungen sind der Beschwerdeführerin daher zuzurechnen (VwGH 17.6.2009, 2008/17/0224).
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Zum Verjährungsvorbringen in der Beschwerde:

Die VO (EG) 796/2004 enthält in Art. 73 Abs. 5 und 6 spezielle Verjährungsbestimmungen, auf welche die Beschwerde

auch Bezug nimmt. Der VwGH hat in anderem Zusammenhang die Anwendung dieser Bestimmungen bejaht (VwGH

29.05.2015, 2012/17/0198; vgl. auch VwGH 27.01.2012, 2011/17/0142 zur vorhergehenden VO (EG) 2419/2001, welche

dieselbe Verjährungsbestimmung enthielt). Unter Anwendung dieser Verjährungsbestimmungen hätte die vierjährige

Verjährungsfrist mit Auszahlung der Beihilfe am 16.12.2009 (laut Bescheid vom 30.12.2009) zu laufen begonnen, wäre

aber spätestens mit Durchführung der Vor-Ort-Kontrolle am 21.08.2013 unterbrochen worden (vgl. wieder VwGH

29.05.2015, 2012/17/0198). Im Beschwerdefall ist daher Verjährung nicht eingetreten. Daran ändert auch das von der

Beschwerdeführerin ins TreDen geführte Datum der Auszahlung einer Akontozahlung am 28.10.2009 nichts, da die

teilweise Auszahlung eines Beihilfebeitrages den Lauf der Verjährungsfrist nicht auslösen kann. Gemäß Art. 73 Abs. 7

VO (EG) 796/2004 gelten die Verjährungsfristen für die Rückforderung nicht bei Vorschüssen. Darüberhinaus wären

auch zwischen dem Zeitpunkt der Leistung der Akontozahlung und der Vor-Ort-Kontrolle am 21.08.2013 noch keine 4

Jahre vergangen.Die VO (EG) 796 aus 2004, enthält in Artikel 73, Absatz 5 und 6 spezielle Verjährungsbestimmungen,

auf welche die Beschwerde auch Bezug nimmt. Der VwGH hat in anderem Zusammenhang die Anwendung dieser

Bestimmungen bejaht (VwGH 29.05.2015, 2012/17/0198; vergleiche auch VwGH 27.01.2012, 2011/17/0142 zur

vorhergehenden VO (EG) 2419 aus 2001,, welche dieselbe Verjährungsbestimmung enthielt). Unter Anwendung dieser

Verjährungsbestimmungen hätte die vierjährige Verjährungsfrist mit Auszahlung der Beihilfe am 16.12.2009 (laut

Bescheid vom 30.12.2009) zu laufen begonnen, wäre aber spätestens mit Durchführung der Vor-Ort-Kontrolle am

21.08.2013 unterbrochen worden vergleiche wieder VwGH 29.05.2015, 2012/17/0198). Im Beschwerdefall ist daher

Verjährung nicht eingetreten. Daran ändert auch das von der Beschwerdeführerin ins TreDen geführte Datum der

Auszahlung einer Akontozahlung am 28.10.2009 nichts, da die teilweise Auszahlung eines Beihilfebeitrages den Lauf

der Verjährungsfrist nicht auslösen kann. Gemäß Artikel 73, Absatz 7, VO (EG) 796 aus 2004, gelten die

Verjährungsfristen für die Rückforderung nicht bei Vorschüssen. Darüberhinaus wären auch zwischen dem Zeitpunkt

der Leistung der Akontozahlung und der Vor-Ort-Kontrolle am 21.08.2013 noch keine 4 Jahre vergangen.

Zum Antrag, es mögen der Beschwerdeführerin sämtliche Prüfberichte zur Stellungnahme übermittelt werden, ist

festzustellen, dass sämtliche Daten und Unterlagen, die Grundlage für die Gewährung der Beihilfe darstellen, dem

Landwirt oder dem Almobmann als seinem Vertreter online im Rahmen der Internet-Applikation INVEKOS-GIS zur

Verfügung stehen, soweit diese nicht ohnehin persönlich zugestellt werden (§ 10 INVEKOS-GIS-Verordnung).Zum

Antrag, es mögen der Beschwerdeführerin sämtliche Prüfberichte zur Stellungnahme übermittelt werden, ist

festzustellen, dass sämtliche Daten und Unterlagen, die Grundlage für die Gewährung der Beihilfe darstellen, dem

Landwirt oder dem Almobmann als seinem Vertreter online im Rahmen der Internet-Applikation INVEKOS-GIS zur

Verfügung stehen, soweit diese nicht ohnehin persönlich zugestellt werden (Paragraph 10, INVEKOS-GIS-Verordnung).

Dem Vorbringen, das Gericht möge mit einem eigenen Feststellungsbescheid die Alm-ReferenzLäche aussprechen, ist

zu entgegnen, dass ein Rechtsanspruch auf bescheidmäßige Festsetzung der ReferenzLäche den europarechtlichen

Rechtsgrundlagen nicht zu entnehmen ist (vgl. ausführlich dazu BVwG 21.05.2014, W118 2007172). Nach ständiger

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes sind die Verwaltungsbehörden befugt, im Rahmen ihrer örtlichen und

sachlichen Zuständigkeit auch Feststellungsbescheide zu erlassen, sofern hiefür entweder eine diesbezügliche

ausdrückliche gesetzliche Anordnung vorliegt, oder ein im öDentlichen Interesse begründeter Anlass dazu gegeben

oder aber die Feststellung im rechtlichen Interesse einer Partei erforderlich ist und die Verwaltungsvorschriften nicht

anderes bestimmen. Ein Feststellungsbescheid ist jedenfalls dann nicht zulässig, wenn die für die Feststellung

maßgebende Rechtsfrage im Rahmen eines anderen gesetzlich vorgezeichneten Verwaltungsverfahrens zu

entscheiden ist, wobei insbesondere auch die Möglichkeit der Erlassung eines Leistungsbescheides der Zulässigkeit

eines Feststellungsbescheides entgegensteht (vgl. VwGH 23.01.2014, 2013/07/0133 unter Verweis auf VwGH

25.04.1996, 95/07/0216). Der von der Beschwerdeführerin begehrte Feststellungsbescheid würde auch die

Kognitionsbefugnis des Bundesverwaltungsgerichtes gemäß § 28 VwGVG iVm Art. 130 B-VG überschreiten.Dem

Vorbringen, das Gericht möge mit einem eigenen Feststellungsbescheid die Alm-ReferenzLäche aussprechen, ist zu

entgegnen, dass ein Rechtsanspruch auf bescheidmäßige Festsetzung der ReferenzLäche den europarechtlichen

Rechtsgrundlagen nicht zu entnehmen ist vergleiche ausführlich dazu BVwG 21.05.2014, W118 2007172). Nach

ständiger Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes sind die Verwaltungsbehörden befugt, im Rahmen ihrer

örtlichen und sachlichen Zuständigkeit auch Feststellungsbescheide zu erlassen, sofern hiefür entweder eine
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diesbezügliche ausdrückliche gesetzliche Anordnung vorliegt, oder ein im öDentlichen Interesse begründeter Anlass

dazu gegeben oder aber die Feststellung im rechtlichen Interesse einer Partei erforderlich ist und die

Verwaltungsvorschriften nicht anderes bestimmen. Ein Feststellungsbescheid ist jedenfalls dann nicht zulässig, wenn

die für die Feststellung maßgebende Rechtsfrage im Rahmen eines anderen gesetzlich vorgezeichneten

Verwaltungsverfahrens zu entscheiden ist, wobei insbesondere auch die Möglichkeit der Erlassung eines

Leistungsbescheides der Zulässigkeit eines Feststellungsbescheides entgegensteht vergleiche VwGH 23.01.2014,

2013/07/0133 unter Verweis auf VwGH 25.04.1996, 95/07/0216). Der von der Beschwerdeführerin begehrte

Feststellungsbescheid würde auch die Kognitionsbefugnis des Bundesverwaltungsgerichtes gemäß Paragraph 28,

VwGVG in Verbindung mit Artikel 130, B-VG überschreiten.

Die Entscheidung der AMA erfolgte somit zu Recht.

Von der Durchführung einer mündlichen Verhandlung und eines Lokalaugenscheins konnte im Beschwerdefall

abgesehen werden, da das Verfahren ausschließlich rechtliche Fragen betriDt und die Tatsachenfeststellungen nicht

bestritten wurden. Das Gericht konnte aufgrund des schriftlichen Vorbringens entscheiden, ohne dass dies eine

Verletzung von Art. 6 Abs. 1 MRK oder Art. 47 GRC bedeutet hätte (VwGH 20.3.2014, 2013/07/0146). Auch der EuGH

setzt oDensichtlich voraus, dass die Flächenermittlung im Rahmen des Integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems

(INVEKOS) primär auf Basis der vorliegenden Orthofotos zu erfolgen hat (vgl. EuGH Urteil vom 27.06.2013, C-93/12

Agrokonsulting).Von der Durchführung einer mündlichen Verhandlung und eines Lokalaugenscheins konnte im

Beschwerdefall abgesehen werden, da das Verfahren ausschließlich rechtliche Fragen betriDt und die

Tatsachenfeststellungen nicht bestritten wurden. Das Gericht konnte aufgrund des schriftlichen Vorbringens

entscheiden, ohne dass dies eine Verletzung von Artikel 6, Absatz eins, MRK oder Artikel 47, GRC bedeutet hätte (VwGH

20.3.2014, 2013/07/0146). Auch der EuGH setzt oDensichtlich voraus, dass die Flächenermittlung im Rahmen des

Integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems (INVEKOS) primär auf Basis der vorliegenden Orthofotos zu erfolgen hat

vergleiche EuGH Urteil vom 27.06.2013, C-93/12 Agrokonsulting).

Es war somit spruchgemäß zu entscheiden.

Zu Spruchteil B) Unzulässigkeit der Revision:

Gemäß § 25a Abs. 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses

auszusprechen, ob die Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig ist. Dieser Ausspruch ist kurz zu

begründen.Gemäß Paragraph 25 a, Absatz eins, VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses

oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemäß Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulässig ist. Dieser Ausspruch ist

kurz zu begründen.

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig, weil die Entscheidung nicht von der Lösung einer

Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenständliche Entscheidung von

der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer solchen Rechtsprechung, des

Weiteren ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu

beurteilen.Die Revision ist gemäß Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zulässig, weil die Entscheidung nicht von der Lösung

einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenständliche Entscheidung

von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer solchen Rechtsprechung,

des Weiteren ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu

beurteilen.

Konkrete Rechtsfragen grundsätzlicher Bedeutung sind weder in der gegenständlichen Beschwerde vorgebracht

worden noch im Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht hervorgekommen. Das Bundesverwaltungsgericht

konnte sich bei allen erheblichen Rechtsfragen auf Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes (vgl. die oben

zitierten höchstgerichtlichen Entscheidungen) bzw auf eine ohnehin klare Rechtslage stützen.Konkrete Rechtsfragen

grundsätzlicher Bedeutung sind weder in der gegenständlichen Beschwerde vorgebracht worden noch im Verfahren

vor dem Bundesverwaltungsgericht hervorgekommen. Das Bundesverwaltungsgericht konnte sich bei allen

erheblichen Rechtsfragen auf Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes vergleiche die oben zitierten

höchstgerichtlichen Entscheidungen) bzw auf eine ohnehin klare Rechtslage stützen.
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